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 Grundsätzliches zum AufenthG

 Arbeitsmarktzugang

 Praktikum

 Arbeitsförderung

 Ausbildungsduldung

 Ausbildungsförderung

 Vorgriffserlass für die 

Beschäftigungsduldung

Der Plan.



Die Ideologie der 

„Bleibeperspektive“.



Bleibeperspektive?

Nach offizieller Auffassung haben nur 

Asylsuchende aus Syrien, Eritrea, Irak, Iran und 

Somalia eine „gute Bleibeperspektive“. 

Afghanistan oder Türkei hingegen nicht.



Gesamtschutzquote 2018 (1. Quartal).



Diesen Aufenthaltsstatus haben die Menschen, 

deren Asylantrag abgelehnt worden ist.

Stand: 30. Juni 2018



Diesen Aufenthaltsstatus haben die Menschen, 

deren Asylantrag 2017 abgelehnt worden ist.

Stand: 31. Dezember 2017



Diesen Aufenthaltsstatus haben die Menschen, 

deren Asylantrag 2014 abgelehnt worden ist.

Stand: 31. Dezember 2017



Überblick über das 

Aufenthaltsgesetz



Das Aufenthaltsgesetz.

 Insgesamt kennt das 

Aufenthaltsgesetz etwa 90 

verschiedene Aufenthaltstitel 

und andere 

Aufenthaltspapiere.

 Es gibt allein etwa 70 

verschiedene 

Aufenthaltserlaubnisse.



Mobiler ICT-Karte

ICT-Karte

Blaue Karte-EU (befristet)

Aufenthaltserlaubnis 

(befristet + zweckgebunden)

Duldung

Die Aufenthaltspapiere nach dem Aufenthaltsgesetz

Visum (zur Einreise)

Niederlassungserlaubnis 

(unbefristet + zweckungebunden)

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU 

(unbefristet)

Aufent-

haltsge-

stattung

Ankunfts

nachweis 



Grundleistungen nach 

§ 3 AsylbLG

Eingliederungshilfe 

§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege 

§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen

§ 4 und 6 AsylbLG

Analogleistungen 

§ 2 AsylbLG

Eingliederungshilfe 

analog §§ 53ff SGB XII 

(Ermessen)

Hilfe zur Pflege 

analog §§ 61ff SGB XII

(Anspruch)

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

SGB II

Eingliederungshilfe 

§§ 53ff SGB XII

(i. d. R. Anspruch)

Hilfe zur Pflege 

§§ 61ff SGB XII

Gesundheitsleistungen

GKV: SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, Ankunftsnachweis) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)
Erste 15 Monate Ab 16. Monat

Nach zwei Jahren GKV: 

SGB XI 

SGB VIII (Anspruch)



Die „Anerkennung“ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

 AE § 25 Abs. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

gem. § 3 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung des subsidiären Schutzes 

gem. § 4 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

 ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot 

gem. § 60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

 AE § 25 Abs. 3 AufenthG

 Mindestens ein Jahr 

NE § 26 Abs. 3 

Satz 1 o. 3 

NE § 26 Abs. 3 

Satz 1 o. 3 

NE § 26 Abs. 4 

NE § 26 Abs. 4 



Die Niederlassungserlaubnisse für Flüchtlinge
§ 26 Abs. 3 S.1 § 26 Abs. 3 S. 3 § 26 Abs. 4

5 Jahre AE inkl. Asylverf. 3 Jahre AE inkl.

Asylverf.

5 Jahre AE inkl. 

Asylverf.

Kein Widerruf Kein Widerruf -

überwiegende LUS weit überwiegende 

LUS 

Vollständige LUS, 

60 Monate 

Rentenbeiträge

ÖSoO, RuGO, Wohnraum ÖSoO, RuGO, 

Wohnraum

ÖSoO, RuGO, 

Wohnraum 

A2 GERR C1 GERR B1 GERR

Krankheit, Behinderung 

ursächlich dann keine LUS, 

A2, RuGO

- Krankheit, Behinderung 

ursächlich dann keine 

LUS, B1, RuGO

keine LUS Rentenalter 65+ - -



Arbeitsmarktzugang



ABH

Erlaubnis zur 

Beschäftigung?

Erlaubnis zur 

Beschäftigung!

Zustimmung zur 

Beschäftigung!

BA

Aufenthaltsgestattung, 

Ankunftsnachweis, 

Duldung.

Drei Monate Wartefrist  ab 

Einreise, nicht mehr in 

Landeseinrichtung.

Zustimmung zur 

Beschäftigung?

Vorrangprüfung
Lohnprüfung

„Zustimmungsfrei“
 immer

• betriebliche Ausbildung, 

• Praktika, die nach 

§ 22 Abs. 1 MiLoG

mindestlohnfrei sind

• Freiwilligendienste

 Nach 4 Jahren Aufenthalt: 

• Jede Tätigkeit



19

Aussetzung der Vorrangprüfung:
Für Personen mit Duldung, Aufenthaltsgestattung, BüMA / 
Ankunftsnachweis gilt (§ 32 Abs. 5 BeschV):

Die Vorrangprüfung wird bis zum 5. August 2019 auch 
in den ersten 15 Monaten ausgesetzt. 

Dies gilt in den meisten Agenturbezirken 
(Anlage zu § 32 Abs. 5 BeschV).

Leiharbeit ist dann auch in den ersten 15 Monaten 
möglich.

Eine Prüfung der Beschäftigungsbedingungen findet 
dennoch statt.

http://ggua.de/fileadmin/downloads/integrationsgesetz/verabschiedet/Anlage_32_BeschV.pdf
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Aussetzung der Vorrangprüfung:
Die Vorrangprüfung bleibt in den ersten 15 Monaten nur 
noch in folgenden Agenturbezirken bestehen:

Mecklenburg-Vorpommern:

flächendeckend

Bayern: 

Aschaffenburg, Augsburg, Bamberg-Coburg, Bayreuth–Hof, 

Fürth, München, Nürnberg, Passau, Schweinfurt, Traunstein, 

Weiden

NRW:

Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, 

Oberhausen, Recklinghausen



Aussetzung der Vorrangprüfung (bis 5.8.2019)



 https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/ar

beitskraefte/beschaeftigung-beantragen

Zustimmung zur Beschäftigung

https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/arbeitskraefte/beschaeftigung-beantragen


Duldung mit 

Arbeitsverbot

Aufenthaltsgestattung 

mit Arbeitsverbot



ABH

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens 

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG):

„Einem Ausländer aus einem sicheren 

Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach 

dem 31. August 2015 einen Asylantrag 

gestellt hat, darf während des 

Asylverfahrens die Ausübung einer 

Beschäftigung nicht erlaubt werden.“



ABH

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG):

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die 

er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 

gestellter Asylantrag abgelehnt wurde.

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 

insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 

eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 

selbst herbeiführt.“
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„Sichere Herkunftsstaaten“
Sind ausschließlich:

→ Albanien

→Bosnien

→ Ghana

→ Kosovo

→ Mazedonien

→ Montenegro

→Senegal

→ Serbien
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Ermessensausübung bei der Erteilung von Arbeitserlaubnissen 
Laut Erlass des bayerischen Innenministeriums vom 4. März 2019
sprechen für die Erteilung der Arbeitserlaubnis z. B.:

→ Geklärte Identität (auch z. B. durch Führerschein, 
Geburtsurkunde, Schulzeugnisse usw.) 

→ Erfüllung der Passpflicht (i. d. R. nicht zumutbar während 
Asylverfahren

→ Mitwirkung im Asylverfahren

→ Hohe Gesamtschutzquote

→ Langjährige Aufenthaltsdauer

→ Besondere individuelle Integrationsleistungen

→ Qualifizierte Beschäftigung oder Ausbildung, insbesondere in 
Mangelberufen, auch Pflegehelferberufe

→ Geringe Wahrscheinlichkeit einer „zeitnahen Rückführung“

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf
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Ermessensausübung bei der Erteilung von 
Arbeitserlaubnissen für Asylsuchende

Laut Erlass des bayerischen Innenministeriums vom 4. 
März 2019 sprechen für die Erteilung der Arbeitserlaubnis 
z. B.:

→ Geklärte Identität (auch z. B. durch Führerschein, 
Geburtsurkunde, Schulzeugnisse usw.) 

→ Erfüllung der Passpflicht (i. d. R. nicht zumutbar 
während Asylverfahren

→ Langjährige Aufenthaltsdauer

→ Gute Kenntnisse der deutschen Sprache

→Qualifizierte Beschäftigung

-

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf
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-



30

-
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Gegen die Erteilung der Arbeitserlaubnis sprechen z. B.:

→Sicherer Herkunftsstaat, aber Ausnahmen möglich (z. B. 
wegen Vertrauensschutz, langer Aufenthaltsdauer)

→ Ablehnung des Asylantrags durch das BAMF als 
offensichtlich unbegründet (dann nur für Ausbildung)

→ Abschiebung in absehbarer Zeit möglich

→Straftaten oder Verstöße gegen Residenzpflicht

→ Ungeklärte Identität

→ Vermuteter Dublin-Fall

→Fehlende Mitwirkung im Asylverfahren

→ Geringe Sprachkenntnisse



Praktika



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine

Beschäftigung, für die eine Erlaubnis der ABH 

und eine Zustimmung der BA (mit Vorrang-

und Lohnprüfung) erforderlich sind.

 Ein Praktikum ist normalerweise 

mindestlohnpflichtig

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung

der BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des 

allgemeinen Schulbesuchs

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. 

Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung

der BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des 

allgemeinen Schulbesuchs

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. 

Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG

Aus dem Erlass des bayer. Innenministeriums vom 

4. März 2019

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf


Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung

der BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des 

allgemeinen Schulbesuchs

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. 

Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

 Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG: 

 ausbildungsorientierende Praktika bis drei Monate,

(vgl.: Arbeitshilfe der BA zu Praktika)

 ausbildungsbegleitende Pflichtpraktika, (z. B auch im

Rahmen eines Anpassungslehrgangs zur 

Vorbereitung auf die Externenprüfung, obligatorische 

Praxisphase für die Anerkennung)

 Freiwillige ausbildungsbegleitende Praktika bis drei 

Monate

 Praktika im Rahmen von § 54a SGB III 

(Einstiegsqualifizierung)

Stichwort „Praktikum“

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjc3/~edisp/l6019022dstbai772426.pdf


Arbeitsmarkt

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit
Duldung und Aufenthaltsgestattung

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung
und Aufenthaltsgestattung

Neue Arbeitshilfe des Caritasverbandes OS: 
„Rahmenbedingungen von Praktika und 
ähnlichen betrieblichen Tätigkeiten für
Asylsuchende und geduldete
Ausländer/innen“:

http://www.caritas-os.de/zbs-auf/zbs-auf

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


6. Arbeitsförderung?



Für folgende Instrumente besteht keine

ausländerrechtliche Einschränkung.

Auch Personen mit Aufenthaltsgestattung, BüMA und Duldung können 

diese spätestens beanspruchen, wenn sie drei Monate in Deutschland 

leben und einer Kommune zugewiesen sind. Unter bestimmten 

Bedingungen auch schon vorher.

Instrument Zugang 

besteht?

Beratung (§ 29ff SGB III) ja

Vermittlung (§ 35ff SGB III) ja

Förderung a. d. Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III) ja

Maßnahmen z. Aktivierung u. berufl. Eingliederung (§ 45 SGB III) ja

Berufliche Weiterbildung (§ 81 SGB III) ja

Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB III) ja

Eingliederungszuschuss ja

Teilh. behinderter Menschen am Arbeitsleben (§ 112ff SGB III) ja



Arbeitshilfe:
Zugang zum Arbeitsmarkt und Leistungen des SGB II 

und III für Migranten/innen (Agentur für Arbeit 

Osnabrück / Caritasverband Osnabrück)

http://esf-netwin.de/wp-content/uploads/2015/04/%C3%9Cbersicht-Zugang-zum-Arbeitsmarkt-und-zu-Leistungen-des-SGB-II-und-III-etc..pdf


Duldung für die 
Ausbildung
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung und 
Verlängerung einer Duldung für die gesamte Zeit 
einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 2 Satz 4ff 
AufenthG)

wenn qualifizierte Berufsausbildung aufgenommen 
wird oder wurde,

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
nicht bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ sind 
laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungsflug ist schon „terminiert“, Verfahren zur 
Dublin-Überstellung „läuft“, Passersatzpapiere sind durch 
die ABH beantragt (vgl.: OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 22.11.2016; 12 S 61.16)

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt nur vor 
bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Asylgesuch aus „sicheren Herkunftsländern“ ab dem 1. 
September 2015 und abgelehntem Asylantrag

http://www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de/jportal/portal/t/279b/bs/10/page/sammlung.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE160003727&doc.part=L&doc.price=0.0#focuspoint
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Duldung für die Ausbildung
Betrieb ist verpflichtet, i. d. R. innerhalb einer 

Woche den Abbruch oder das Nichtbetreiben der 
Ausbildung schriftlich der ABH mitzuteilen. 
Ansonsten: Bußgeld bis zu 30.000 Euro

Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendigung der 
Ausbildung: einmalig Duldung für sechs Monate zur 
Suche einer anderen Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss: sechs Monate 
Duldung zur Suche einer dem Abschluss 
entsprechenden Beschäftigung



Die bayerische 
Interpretation
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Aus dem Erlass des Bayerischen 
Innenministeriums vom 4.3.2019:

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Laut Bayern kommt eine Duldung für die Ausbildung nicht 
in Betracht: 

→ Während des Asylverfahrens

→ Wenn zuvor kein Asylantrag gestellt wurde

→ Wenn Asylantrag zurück genommen wurde (aber 
Ausnahmen möglich)

Ein Anspruch auf die Duldung besteht jedoch wohl für:

→ Asylantrag als offensichtlich unbegründet abgelehnt

→ Menschen aus „sicherem Herkunftsstaat“, wenn 
Asylantrag vor dem 1. September 2015 gestellt
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Aus dem Erlass des Bayerischen 
Innenministeriums vom 4.3.2019:

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf
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Aus dem Erlass des Bayerischen 
Innenministeriums vom 4.3.2019:

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf
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Aus dem Erlass des Bayerischen 
Innenministeriums vom 4.3.2019:

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vollzugshinweise_zur_Beschaeftigung_und_Berufsausbildung_von_Asylbewerber..___003_.pdf


Bevorstehende 
Aufenthaltsbeendigung
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Zum Bevorstehen aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
(vor der Antragstellung!)

→ Ärztliche Untersuchung zur Reisefähigkeit

→ Antrag auf Rückkehrförderung

→ Buchung des Abschiebungsfluges

→ Dublin-Verfahren

→ Vergleichbar konkrete Maßnahmen (z. B. Beantragung von 
Passersatzpapieren und konkret bevorstehender 
Abschiebungsmöglichkeit, Terminbuchung zur 
Botschaftsvorführung). Nicht: Aufforderung zur 
Passbeschaffung!



Und nach der Ausbildung?



Helferberufe



Und nach der Ausbildung?



Entscheidung über 
Ausbildungsduldung 
sechs Monate vor Beginn





Nichtbetreiben oder 
Abbruch, Meldepflicht





Nachweis des 
Ausbildungsplatzes







Siehe Erlass, S. 36



Verfahren bei 
Unbegleiteten 
Minderjährigen



Siehe Erlass, S. 40



Eine Entscheidung des 
Verwaltungsgerichtshofs 
Bayern vom 27. Juli 2019
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Entscheidung des VGH Bayern

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat mit 

Beschluss vom 27.07.2018 (AZ: 19 CE 18.1495) den 

Freistaat Bayern verpflichtet, einer ukrainischen 

Altenpflegeschülerin, die am 17.07.2018 in ihr 

Herkunftsland abgeschoben wurde, eine kostenfreie 

Wiedereinreisemöglichkeit zu ermöglichen. Laut des 

Beschlusses hat die Auszubildende der Altenpflege 

einen Anspruch, die von ihr im September 2016 

begonnene Altenpflegeausbildung fortsetzen zu dürfen. 

Die Klägerin hatte zuvor Beschwerde gegen den 

vorangegangenen Abschiebungsbeschluss eingelegt 

sowie einen Eilantrag gestellt um eine aufschiebende 

Wirkung der Beschwerde zu erlangen. 
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Entscheidung des VGH Bayern

Der VGH stellte fest, dass der Klägerin entgegen dem 

Vorbringen der beklagten Ausländerbehörde eine 

Ausbildungsduldung erteilt worden war. Auch im Falle 

einer möglicherweise rechtswidrigen Erteilung, sieht das 

Gericht keinen Grund zur Rücknahme der 

Ausbildungsduldung und stellte fest, dass die 

Ausbildung einer „qualifizierten Berufsausbildung in 

einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf“ gemäß §

60a Abs. 2 Satz 4 ff. AufenthG entspreche. Auch dem 

Ehemann der Auszubildenden und ihrer Tochter müsse 

in Bezug auf Art. 6 GG und Art. 8 EMRK eine 

Wiedereinreise zu denselben Bedingungen ermöglicht 

werden. 

Den Beschluss des VGH Bayern finden Sie hier.

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Alpha_OWL/Hintergrundinfos/180727_VGH_19_CE_18.1495.pdf


Und nach der Ausbildung?
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Aufenthaltserlaubnis für die Beschäftigung 
nach Ausbildung
Nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Ausbildung in D.:

Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 18a Abs. 1a AufenthG für eine dem 
Abschluss entsprechende Beschäftigung

BA muss zustimmen (ohne Vorrangprüfung, mit 
Prüfung der Beschäftigungsbedingungen)

Für zwei Jahre, Verlängerung möglich.



Ausbildungsförderung



Beispiel:

F. ist 18 Jahre alt und aus Afghanistan. Er hat eine 

Aufenthaltsgestattung, das heißt, sein Asylverfahren läuft 

noch. Er lebt seit knapp zwei Jahren in Deutschland.

Er hat mit Hilfe der Jugendhilfe eine Ausbildung als 

Fleischer begonnen. Nun endet die Jugendhilfe und er soll 

die regulären Sozialleistungen beantragen.

Das Ausbildungsentgelt reicht nicht aus, daher hat er BAB 

beantragt. Die Arbeitsagentur schreibt: 

 „Da Sie keine gute Bleibeperspektive haben, lehnen wir 

BAB ab.“

Er beantragt Hilfe zum Lebensunterhalt beim Sozialamt. 

Das Sozialamt schreibt: „Da Sie eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolvieren, lehnen wir Leistungen 

nach § 2 AsylbLG ab.“



Ausbildungsförderung 

mit Gestattung



Der Wortlaut des § 132 Abs. 1 SGB III
„Ausländerinnen und Ausländer, bei denen ein rechtmäßiger und 

dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, gehören nach Maßgabe der 

folgenden Sätze zum förderungsfähigen Personenkreis nach § 59 für 

Leistungen 

1. nach den §§ 51, 75 und 130, wenn ihr Aufenthalt seit mindestens drei 

Monaten gestattet ist, und

2. nach den §§ 56 und 122, wenn ihr Aufenthalt seit mindestens 15 

Monaten gestattet ist.

Bei einer Asylbewerberin oder einem Asylbewerber, die oder der aus einem 

sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammt, wird 

vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu 

erwarten ist. Die oder der Auszubildende wird bei einer Berufsausbildung 

ergänzend zu § 60 Absatz 1 Nummer 1 nur mit Berufsausbildungsbeihilfe 

gefördert, wenn sie oder er nicht in einer Aufnahmeeinrichtung wohnt. Eine 

Förderung mit einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme setzt 

ergänzend zu § 52 voraus, dass die Kenntnisse der deutschen Sprache 

einen erfolgreichen Übergang in eine Berufsausbildung erwarten lassen.“ 
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Asylsuchende 
mit Aufenthalts-
gestattung 

„gute Bleibeperspektive“, 
Schutzquote mind. 50 
Prozent,
(§ 132 Abs. 1 SGB III)

Wer ist das 
nochmal?

Syrien, Eritrea, Irak, Iran, 
Somalia (nach Auffassung der 
Bundesregierung)

Alle anderen

BAB Ja (nach 15 Monaten) Nein

BvB Ja (nach drei Monaten) Nein

BAföG nein Nein

AbH Ja (nach drei Monaten) Nein

ASA Ja (nach drei Monaten) Nein

BaE nein nein



Es gibt mittlerweile mehrere positive Entscheidungen 

von Sozialgerichten, die im Eilverfahren BAB auch 

Asylsuchenden aus anderen Herkunftsstaaten 

zugesprochen haben:

 LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 16. November 

2017 – L 18 AL 182/17 B ER

 LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 24. Januar 2018 

– L 14 AL 5/18 B ER.

Das SG Köln hat einem jungen Mann mit 

Aufenthaltsgestattung im Eilverfahren abH zugesprochen:

 SG Köln, Beschluss vom 22.5.2018, S 20 AL 204/18 

ER

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=196803
http://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/LSG_1-18_20180130.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/SG_Koeln__22.5.2018__Ausbildungsbegleitende_Hilfen_Afghanistan.pdf


Es gibt mittlerweile mehrere positive Entscheidungen von 

Sozialgerichten, die im Eilverfahren BAB auch 

Asylsuchenden aus anderen Herkunftsstaaten 

zugesprochen haben:

Das Sozialgericht Leipzig (Beschluss vom 6. Dezember 

2018; S 1 AL 232/18 ER) hat einem jungen Mann aus 

Afghanistan mit Aufenthaltsgestattung (im VG-Verfahren), 

der eine Ausbildung als Einzelhandelskaufmann macht, im 

Eilverfahren Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) zugesprochen. 

Das Landessozialgericht Schleswig-Holstein (Beschluss 

vom 19. Dezember 2018; L 3 AL 193/18 B ER) hat in einem 

ganz vergleichbaren Fall (ebenfalls afghanischer 

Staatsbürger mit Aufenthaltsgestattung, im Klageverfahren 

vor dem VG, Ausbildung zum Fleischer) ebenfalls BAB-

Leistungen im Eilverfahren zugesprochen. 

https://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/SG_Leipzig_S_1_AL_232-18_ER_JURE180019233.pdf
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=204282&s0=ausl%E4nder&s1=ausgeschlossen&s2=&words=&sensitive=


Landessozialgericht Schleswig-Holstein (Beschluss vom 19. 

Dezember 2018; L 3 AL 193/18 B ER):

„Die gute Bleibeperspektive ergibt sich nicht allein aus dem 

rechtmäßigen Aufenthalt, sondern auch aus der rechtmäßig 

erteilten Duldung bzw. dem Anspruch auf eine Duldung. Die 

Duldung verhindert die Durchsetzung der Ausreisepflicht 

durch Abschiebung. Sie führt für die Ausbildungsdauer zu 

einer bestimmten zeitlichen Bleibeperspektive, die der 

Gesetzgeber als förderungswürdig qualifiziert hat. Soweit die 

Voraussetzungen für eine derartige Bleibeperspektive wie 

hier entsprechend vorliegen, kann die Förderung Gestatteter 

nicht mit dem Argument des Fehlens einer guten 

Bleibeperspektive abgelehnt werden.“

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=204282&s0=ausl%E4nder&s1=ausgeschlossen&s2=&words=&sensitive=


Ausbildungsförderung 

mit Duldung
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Geduldete Alle, unabhängig vom Herkunftsland!

BAB Ja (nach 15 Monaten)

BvB, inkl. BAB Nach sechs Jahren

BAföG Ja, nach 15 Monaten

AbH Ja (nach 12 Monaten)

ASA Ja (nach 12 Monaten)

BaE nein



Leistungen nach AsylbLG



In den ersten 15 Monaten: Auch während 

einer Ausbildung / Studium: AsylbLG-

Grundleistungen nach § 3!

Schreiben des BMAS vom 26. Februar 2016: 

AsylbLG-Grundleistungen auch während 

einer Ausbildung oder einem Studium

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Schreiben_BMAS_26.02.16-Leistungsgewaehrung_an_Studenten_nach_AsylbLG.pdf


Ab dem 16. Monat: Leistungsausschluss 

bei dem Grunde nach förderfähigen 

Ausbildungen gem. 

§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB XII.

Die Härtefallregelung des § 22 Abs. 1 

Satz 2 SGB XII eröffnet jedoch 

Ermessen, doch Leistungen zu 

erbringen.



Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder der 

§§ 51, 57 und 58 des Dritten Buches dem Grunde 

nach förderungsfähig ist, haben keinen Anspruch 

auf Leistungen nach dem Dritten und Vierten 

Kapitel. 

In besonderen Härtefällen können Leistungen 

nach dem Dritten oder Vierten Kapitel als Beihilfe 

oder Darlehen gewährt werden.

§ 22 SGB XII



Das bayerische Sozialministerium hat am 13. März 2018 

einen Erlass veröffentlicht, nach dem in den Fällen eines 

Ausschlusses von den Leistungen der 

Ausbildungsförderung in der Regel Leistungen nach § 2 

AsylbLG erbracht werden sollen (im Rahmen der 

Härtefallregelung).

Darin weist das Ministerium ausdrücklich darauf hin, 

dass im Falle fehlender Krankenversicherungspflicht (z. 

B. bei schulischer Berufsausbildung) in jedem Fall 

Anspruch auf Krankenhilfe nach SGB XII besteht.

Erlass Bayern vom 13. März 2018

https://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/Erlass_Bayern.pdf
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Arbeitshilfen:
Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit Duldung und 

Aufenthaltsgestattung (August 2016)

Arbeitshilfe: Erfordernis einer Arbeitserlaubnis und einer 

Zustimmung durch die BA bei Praktika für Personen mit 

Aufenthaltsgestattung und Duldung (August 2016)

Übersicht: Duldung für die Ausbildung (August 2016)

Übersicht: Zugang zu Freiwilligendiensten, Arbeitsgelegenheiten 

und Studium für Asylsuchende und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zur Ausbildungsförderung für Asylsuchende 

und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zum Arbeitsmarkt und zur Arbeitsförderung 

für Asylsuchende und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zu Sprachförderung für Asylsuchende und 

Geduldete (August 2016)

http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/ausbildungsduldung.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Freiwilligendienst__Hospitation__Arbeitsgelegenheiten.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/ausbildungsfoerderung.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsfoerderung_und_arbeitserlaubnis.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/sprachfoerderung.pdf


Vorgriffserlass für die 

Beschäftigungsduldung 
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Das bayerische Innenministerium hat am 4. 
März 2019 einen Vorgriffserlass für die neue 
Beschäftigungsduldung (§ 60c) herausgegeben, 
die am 1. Januar 2019 in Kraft treten wird. 
Danach sollen ausreisepflichtige Personen eine 
sechsmonatige „sichere“ Duldung erhalten, 
wenn sie seit 18 Monaten arbeiten und elf (!) 
weitere Bedingungen erfüllen.

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Vorfeldregelung_Beschaeftigungsduldung.pdf

